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Der Menschenrechtsausschuss (Com-
mittee on Civil and Political Rights 
– CCPR) hielt im Jahr 2021 die üb-

lichen drei Tagungen (131. Tagung: 1.–
26.3.; 132. Tagung: 28.6.–23.7.; 133. 
Tagung: 11.10.–5.11.2021) ab. Der Aus-
schuss wacht über die Einhaltung des 
Internationalen Paktes über bürgerli-
che und politische Rechte (Internatio-
nal Covenant on Civil and Political 
Rights – ICCPR; Zivilpakt). Der Zivil-
pakt hat zwei Fakultativprotokolle: Das 
erste eröffnet die Möglichkeit eines In-
dividualbeschwerdeverfahrens von Per-
sonen gegen einen Mitgliedstaat. Das 
zweite verfolgt die Abschaffung der To-
desstrafe. Auf seinen Tagungen beschäf-
tigt sich der CCPR mit den turnusmäßi-
gen Berichten der Mitgliedstaaten sowie 
den Individualbeschwerden. Aufgrund 
der anhaltenden COVID-19-Pandemie 
wurden im Jahr 2021 alle Tagungen on-
line durchgeführt. Anders als im ersten 
Pandemiejahr wurden auch im Online-
Format Staatenberichte angehört, aller-
dings in reduzierter Zahl. 

Der Zivilpakt hat im Jahr 2021 un-
verändert 173 Mitgliedstaaten. Auch 
die Anzahl der Mitgliedstaaten des ers-
ten Fakultativprotokolls bleibt bei 116. 
Dem zweiten Fakultativprotokoll ist im 
Berichtszeitraum Armenien beigetreten. 
Damit ist die Anzahl der Mitgliedstaa-
ten des zweiten Fakultativprotokolls auf 
88 gestiegen.

Die 131. Tagung 

Die Frühjahrstagung befasste sich mit den 
Staatenberichten von Finnland und Kenia. 

Finnland reichte seinen siebten regel-
mäßigen Bericht ein. Der Ausschuss hob 
diverse positive Entwicklungen in Finn-
land hervor, wie Maßnahmen für die 
Gleichstellung und Nichtdiskriminie-
rung von Frauen sowie Lesben, Schwu-
len, bi-, trans- und intersexuellen Men-
schen (LGBTIs), Menschen mit Behin- 
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derungen oder Roma, Maßnahmen ge-
gen Hassreden und Rassismus oder die 
Regelung über das Sammeln von Daten 
und Geheimdienstinformationen. Oft-
mals warnte der CCPR aber, dass die 
Maßnahmen nicht ausreichten. So merk-
te er zum Thema Überwachung und Pri-
vatsphäre an, dass Überwachungsprivi-
legien des Militärs und von zivilen Be- 
hörden zu weit reichten. Auch zeigte er 
sich über die Fortdauer von Hassreden 
und -verbrechen in den traditionellen 
und sozialen Medien gegenüber margi-
nalisierten Gruppen besorgt. Bezüglich 
des ersten Themenkomplexes der Nicht-
diskriminierung merkte der Ausschuss 
an, dass immer noch zu wenig Frauen 
mit Behinderung oder Frauen mit Mig-
rationserfahrung politisch repräsentiert 
seien und dass Diskriminierung und Ge-
walt aufgrund der sexuellen Orientie-
rung oder der geschlechtlichen Identität 
anhielten. Der Ausschuss bedauerte au-
ßerdem anhaltende Verletzungen der 
Rechte der Samen, vor allem deren Recht 
auf Selbstbestimmung als indigenes 
Volk. Der CCPR wies bereits im Jahr 
2018 innerhalb eines Individualbe-
schwerdeverfahrens auf die Verletzun-
gen hin.

Der Ausschuss befasste sich mit  
Kenias viertem regelmäßigen Bericht. 
Positiv hervorgehoben wurden Kenias 
Maßnahmen gegen Korruption, häus-
liche Gewalt oder zur Reduzierung der 
Treibhausgase gegen den Klimawan-
del. Zu letzterem zeigte sich der CCPR 
dennoch besorgt, weil die Projekte nur 
schleppend umgesetzt würden und die 
Bevölkerung zu wenig Mitsprache bei 
Nachhaltigkeit und Klimawandel ha-
be. Auch bei den Maßnahmen gegen 
Korruption fehle es an der Umsetzung 
der Maßnahmen. Der Ausschuss kom-
mentierte die Situation von Frauen und 
LGBTI-Personen. Die Zahlen von Frauen 
in öffentlichen Ämtern seien immer 
noch zu niedrig und Gewalt gegen Frau-
en, inklusive weibliche Genitalverstüm-

melung, andere traditionelle Praktiken 
oder häusliche Gewalt zu hoch. Auch 
empfahl der CCPR, dass Kenia sichere 
und legale Schwangerschaftsabbrüche 
in den verfassungsrechtlich anerkann-
ten Indikationen sicherstelle. Der Aus-
schuss kritisierte außerdem die Men-
schenrechtsverletzungen und Gewalt im 
Zusammenhang mit der Präsident-
schaftswahl im Jahr 2017 und deren 
fehlende Aufarbeitung. 

Die 132. Tagung

Der Menschenrechtsausschuss befasste 
sich bei seiner Sommertagung nur mit 
dem Staatenbericht von Togo. 

Es handelte sich um Togos fünften 
regelmäßigen Staatenbericht. Der Aus-
schuss begrüßte Maßnahmen wie die 
verfassungsrechtliche Verankerung der 
Abschaffung der Todesstrafe oder auch 
die Beitritte Togos zur Internationalen 
Konvention zum Schutz der Rechte aller 
Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami
lienangehörigen (International Conven-
tion on the Protection of the Rights of 
All Migrant Workers and Members of 
Their Families – ICRMW) und zum  
Internationalen Übereinkommen zum 
Schutz aller Personen vor dem Ver-
schwindenlassen (International Con-
vention for the Protection of All Persons 
from Enforced Disappearance). Gleich-
zeitig zeigte der CCPR Sorge darüber, 
dass viele nationale Gesetze und deren 
Anwendung internationalen Menschen-
rechtsstandards nicht entsprächen und 
dass viele Menschenrechtsverletzungen 
nicht aufgearbeitet oder verfolgt wür-
den. Der Ausschuss kritisierte auch das 
Vorkommen von Korruption, insbeson-
dere in der Justiz, und von Selbst- und 
Lynchjustiz. Zudem müsse Togo die 
Konditionen in seinen Gefängnissen ver-
bessern und sicherstellen, dass Inhaftie-
rungen rechtlich begründet und zeitlich 
begrenzt seien. Der Menschenrechts-
ausschuss kommentierte auch die Situa-
tion von Frauen und LBGTI-Personen. 
So sei einvernehmlicher Geschlechtsver-
kehr zwischen gleichgeschlechtlichen Er-
wachsenen immer noch kriminalisiert. 
Dazu fehle es an Schutz vor Diskrimi-
nierung und Gewalt aufgrund von se-
xueller Orientierung und geschlechtli-
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cher Identität. Zudem müsse Togo die 
Kriminalisierung von Abtreibungen über-
arbeiten.

Die 132. Tagung 

Bei der Herbsttagung beschäftigte sich 
der Menschenrechtsausschuss mit den 
Berichten von Armenien, Botswana, 
Deutschland und der Ukraine. Im Fol-
genden werden die Kommentare zu den 
Berichten Deutschlands und der Ukrai-
ne näher betrachtet. Beide fanden in ei-
nem hybriden Format statt. 

Deutschland reichte seinen siebten 
regelmäßigen Bericht ein. Als positive 
Aspekte nannte der CCPR unter anderem 
das Lieferkettengesetz, die Ratifizierung 
des Übereinkommens des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Is-
tanbul-Konvention) oder das Bundeskli-
maschutzgesetz. Der Ausschuss zeigte 
Sorge bezüglich der Nutzung der ame-
rikanischen ›Ramstein Air Base‹ für ge-
zielte Tötungen mit Drohnen und emp-
fahl sicherzustellen, dass die Nutzung 
nicht das Recht auf Leben verletze. Im 
Kontext des Klimaschutzes kritisierte 
der CCPR fehlende Informationen über 
konkrete Maßnahmen zur nachhaltigen 
Ressourcennutzung und zum Schutz der 
Bevölkerung. Weiterhin kritisierte der 
Ausschuss die exzessive Gewalt der Poli-

zei im Rahmen des Gipfels der Gruppe 
der 20 (G20) in Hamburg, deren fehlen-
de gerichtliche Aufarbeitung sowie die 
Einschränkung von Rechten im Rahmen 
der Maßnahmen in der COVID-19-Pan-
demie. Außerdem äußerte sich der Aus-
schuss zu Einschränkungen des Rechts 
auf Privatsphäre durch weitreichende Be-
fugnisse der Behörden in Ermittlungsver-
fahren, der Meinungsfreiheit im Internet 
durch das Netzwerkdurchsetzungsgesetz 
und der Vereinigungsfreiheit durch das 
Streikverbot im öffentlichen Dienst. Auch 
seien die Befugnisse der Behörden in der 
Terrorismusprävention zu weitreichend. 
Im Kopftuchverbot für Lehrerinnen und 
Angestellte im öffentlichen Dienst sah 
der CCPR mögliche Einschränkungen der 
Religionsfreiheit, die vor allem Frauen 
und bestimmte Religionsgruppen be-
treffe. Bezüglich geflüchteter Menschen 
begrüßte der Ausschuss Deutschlands 
Willkommenskultur, sah aber Verbesse-
rungsbedarf bei ›AnKER-Zentren‹ oder 
quotenbasierte Beschränkungen im Fa-
miliennachzug. Der Ausschuss kritisierte 
auch die Regelungen zur Sicherungsver-
wahrung und Einzel- und Disziplinar-
haft sowie Umstände in der institutio-
nellen Pflege. Zu letzterem gebe es Be- 
richte von Missbrauch und Vernachläs-
sigung oder auch das Festhalten von 
Menschen. Auch bezüglich Deutschland 
benannte der Ausschuss Mängel im An-
tidiskriminierungsrecht. Zum Beispiel 

könne das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) intersektionale Dis-
kriminierungen nicht angemessen be-
handeln. An der Situation von Frauen 
kritisierte der Ausschuss die hohe Dun-
kelziffer von Gewalt gegen Frauen, die 
Knappheit von Schutzräumen für Frauen, 
die mit Gewalt konfrontiert sind, sowie 
die Regelung des Schwangerschaftsab-
bruchs. Der Ausschuss empfahl den Zu-
gang zu Informationen über Abtreibun-
gen zu vereinfachen, den Schutz von 
Frauen vor Belästigungen im Zusam-
menhang mit Schwangerschaftsabbrü-
chen zu erhören und Vorschriften auf-
zuheben, die den Zugang zu einer Ab- 
treibung behindern können.

Der Ausschuss behandelte den achten 
Bericht der Ukraine. Der CCPR begrüß-
te Maßnahmen seitens der Ukraine, um 
Menschenrechte auch in den Regionen 
der Krim, Donezk und Luhansk zu 
schützen. Nichtsdestotrotz zeigte sich 
der Ausschuss darüber besorgt, dass 
Personen in diesen Regionen nicht den-
selben Menschenrechtsschutz genießen 
wie in anderen ukrainischen Regionen. 
Das betreffe zum Beispiel das Recht auf 
Leben oder das Recht auf Freizügigkeit. 
Der CCPR kritisierte außerdem fehlen-
de Aufklärung von Menschenrechtsver-
letzungen, angeblichen Vorkommnisse 
von Verschwindenlassen und Folter, 
insbesondere im Kontext des bewaffne-
ten Konflikts. Er befasste sich zudem mit 
Berichten von Korruption und Veruntreu-
ung von öffentlichen Geldern. Zum The-
ma Antidiskriminierung adressierte der 
Ausschuss das Fehlen eines umfassen-
den Antidiskriminierungsgesetzes. Wei-
terhin gebe es Berichte über Hassreden 
und -verbrechen gegenüber marginali-
sierten Gruppen. Zur Situation von 
Frauen kritisierte der CCPR, dass Frau-
en zu wenig im öffentlichen Dienst re-
präsentiert seien und das Gewalt gegen 
Frauen weiterhin vorherrschend sei. Zu 
letzterem empfahl der Ausschuss unter 
anderem die Ratifizierung der Istanbul-
Konvention.

#FightFor1Point5: Kundgebung von Fridays For Future am 11. Dezember 2020 vor dem Branden-
burger Tor in Berlin für die Einhaltung des 1,5-Grad Celsius-Zieles am fünften Jahrestag des 
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